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Lebens
Erziehung 

und Bildung
Menschen mit und ohne 

Beeinträchtigungen können 
gemeinsam aufwachsen und lernen.

,,Ich will lernen.”
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bereich



Globalziel 6: Menschen mit und ohne Beeinträchtigungen können gemeinsam 
aufwachsen und lernen.

Ziel 6.1: Ausreichende und geeignete Infrastruktur und Ausstattung von
Räumlichkeiten schaffen

ERLÄUTERUNG

ZEITRAUM/ENDE

VERANTWORTLICH
FÜR DIE UMSETZUNG

WEITERE MÖGLICHE
BETEILIGTE

ZUSÄTZLICHE 
KOSTENFAKTOREN

Die bestehenden Angebote der integrativen Betreuung sowie die Entwicklung der 
Bedarfe werden bei der Bedarfsplanung Kindertagesbetreuung berücksichtigt. Das
Standardraumprogramm der Stadt Braunschweig für den Neubau von Kindertages-
stätten bezieht die baulichen Anforderungen in jeder Einrichtung mit ein.

Die Kosten sind im Rahmen der Haushaltsmittel für entsprechende Maßnahmen
enthalten.

Die Bedarfsplanung und das Regionale Konzept werden regelmäßig fortgeschrieben.

Fachbereich 51 Kinder, Jugend und Familie in Zusammenarbeit mit den Trägern von
Kindertagesstätten

MASSNAHME 6.1.1
BEREITS BEGONNEN

Stadtelternrat der Kindertagesstätten

Ausbau und bedarfsgerechte Weiterentwicklung der integrativen 
Betreuung in Krippen und Kindertagesstätten

UMSETZUNG Es gibt ein trägerübergreifend abgestimmtes Regionales Konzept zur 
integrativen Betreuung in Kindertagesstätten.

ERLÄUTERUNG

MASSNAHME 6.1.2
BEREITS BEGONNEN

Fortlaufende Weiterentwicklung von sicheren und barrierefreien 
Schulwegen

Schüler*innen mit und ohne Behinderung sollen in Braunschweig baulich sichere
und barrierefreie Schulwege nutzen können

64

ZEITRAUM/ENDE Fortlaufend

VERANTWORTLICH
FÜR DIE UMSETZUNG Fachbereich 66 Tiefbau und Verkehr

LEBENSBEREICH ERZIEHUNG UND BILDUNG

ZUSÄTZLICHE 
KOSTENFAKTOREN

,,Ich will lernen.“

Im Rahmen der vorhandenen Mittel
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ERLÄUTERUNG
Wenn Schüler*innen mit Behinderung Beförderung für den Schulweg benötigen 
und die rechtlichen Voraussetzungen gegeben sind, wird diese auf Antrag 
ermöglicht.

MASSNAHME 6.1.3
BEREITS BEGONNEN

Ermöglichen von Schülerbeförderung für Schüler*innen mit 
Behinderungen

ZEITRAUM/ENDE

VERANTWORTLICH
FÜR DIE UMSETZUNG

WEITERE MÖGLICHE
BETEILIGTE

Fortlaufend

Fachbereich 40 Schule

Fachbereich 50 Soziales und Gesundheit (Eingliederungshilfe)
Fachbereich 51 Kinder, Jugend und Familie (Eingliederungshilfe)

ERLÄUTERUNG

Dazu gehören unter anderem die barrierefreie Gestaltung der Räume und Zugänge,
einschließlich der Berücksichtigung akustischer Anforderungen an barrierefreies 
Bauen, sowie die Bereitstellung von Multifunktions-, Qualifizierungs- und 
Differenzierungsräumen. Bei Neubauten sind diese Aspekte rechtlich 
vorgeschrieben und werden entsprechend beachtet.

MASSNAHME 6.1.4
BEREITS BEGONNEN

Einbeziehung inklusiver Aspekte in die Raumprogramme bei allen 
baulichen Maßnahmen für Schulen

ZEITRAUM/ENDE

VERANTWORTLICH
FÜR DIE UMSETZUNG

WEITERE MÖGLICHE
BETEILIGTE

Fortlaufend

Fachbereich 40 Schule (Abstimmung), 
Fachbereich 65 Gebäudemanagement und Referat 0650 Hochbau 
(Planung und bauliche Umsetzung)

ZUSÄTZLICHE 
KOSTENFAKTOREN Keine

Behindertenbeirat Braunschweig e.V.
Referat 0610 Stadtbild und Denkmalpflege

ZUSÄTZLICHE 
KOSTENFAKTOREN

LEBENSBEREICH ERZIEHUNG UND BILDUNG

Im Rahmen der vorhandenen Mittel
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Ziel 6.2: Qualität der personellen Ressourcen in Bildungseinrichtungen sichern 
und entwickeln

ERLÄUTERUNG
Seit 1995 fördert die Stadt Braunschweig den Einsatz gezielter Stützpädagogik in 
Kindertagesstätten. Sie soll Kinder mit besonderem Entwicklungsbedarf in der 
sozial-emotionalen Entwicklung individuell fördern.

MASSNAHME 6.2.1
BEREITS BEGONNEN

Fortführung des Konzeptes zur ,,Individuellen Entwicklungsbegleitung”
in Kindertagesstätten (IEB)

UMSETZUNG

ZEITRAUM/ENDE

VERANTWORTLICH
FÜR DIE UMSETZUNG

WEITERE MÖGLICHE
BETEILIGTE

Die Umsetzung erfolgt entsprechend des Konzeptes zur ,,Individuellen
Entwicklungsbegleitung”. Dieses wurde trägerübergreifend abgestimmt und vom 
Jugendhilfeausschuss beschlossen.

Fortlaufend

Fachbereich 51 Kinder, Jugend und Familie in Zusammenarbeit mit den
Trägern von Kindertagesstätten

ZUSÄTZLICHE 
KOSTENFAKTOREN

Die Kosten sind im Rahmen der Haushaltsmittel für entsprechende 
Maßnahmen enthalten

Fachbereich 50 Soziales und Gesundheit - Kinder- und Jugendärztlicher Dienst
Stadtelternrat der Kindertagesstätten

ERLÄUTERUNG Die alltagsintegrierte Sprachbildung und Sprachförderung ist fester Bestandteil 
der pädagogischen Arbeit aller Kindertagesstätten.

MASSNAHME 6.2.2
BEREITS BEGONNEN

Alltagsintegrierte Sprachbildung und Sprachförderung in 
Kindertagestätten

UMSETZUNG

ZEITRAUM/ENDE

Es gibt ein trägerübergreifend abgestimmtes Regionales Konzept zur 
alltagsintegrierten Sprachbildung und Sprachförderung in Kindertagesstätten, 
entsprechend des Niedersächsischen Kindertagesstättengesetzes (NKiTaG). 
Überdies beteiligen sich stadtweit über 30 Kindertagesstätten sowie der 
Fachbereich 51 Kinder, Jugend und Familie am Bundesprogramm Sprach-Kitas.

Das Regionale Konzept wird regelmäßig fortgeschrieben. Der aktuelle 
Förderzeitraum des Bundesprogramms Sprach-Kitas endet am 31.12.2022.

Weiter nächste Seite

LEBENSBEREICH ERZIEHUNG UND BILDUNG



VERANTWORTLICH
FÜR DIE UMSETZUNG

WEITERE MÖGLICHE
BETEILIGTE

Fachbereich 51 Kinder, Jugend und Familie in Zusammenarbeit mit den
Trägern von Kindertagesstätten

ZUSÄTZLICHE 
KOSTENFAKTOREN

Die Kosten sind im Rahmen der Haushaltsmittel für entsprechende 
Maßnahmen enthalten. Es stehen die Finanzhilfe des Landes und Fördermittel 
des Bundes zur Verfügung

DialogWerk der Haus der Familie gGmbH, Fachbereich 40 Schule - Bildungsbüro,
Stadtelternrat der Kindertagesstätten
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ERLÄUTERUNG

Seit 2012 können Träger von Kindertagesstätten in Stadtteilen mit besonderem 
Handlungsbedarf für den zusätzlichen Personaleinsatz eine kommunale Förderung 
im Rahmen der Maßnahmen zur Verbesserung der Betreuungsqualität (VBQ)
beantragen.

Ein besonderer Handlungsbedarf liegt vor, wenn ein Stadtteil einen hohen Anteil
an Familien mit Migrationshintergrund und/oder im Arbeitslosengeld II-Bezug 
ausweist und/oder durch Kinder mit vielfältigem Erziehungs- und 
Entwicklungsauffälligkeiten besonders belastet und gefordert ist.

MASSNAHME 6.2.3
BEREITS BEGONNEN

Weiterführung des Konzeptes ,,Verbesserung der 
Betreuungsqualität” (VBQ)

UMSETZUNG

ZEITRAUM/ENDE

VERANTWORTLICH
FÜR DIE UMSETZUNG

Gemäß den Ratsbeschlüssen von 2012 und 2014 erhalten Regelkindertagesstätten
in Stadtteilen mit besonderem Handlungsbedarf auf Antrag jährliche 
Pro-Gruppen-Beträge für den Einsatz zusätzlichen Personals.

Fortlaufend

Fachbereich 51 Kinder, Jugend und Familie in Zusammenarbeit mit den
Trägern von Kindertagesstätten

ZUSÄTZLICHE 
KOSTENFAKTOREN

Die Kosten sind im Rahmen der Haushaltsmittel für entsprechende 
Maßnahmen enthalten

LEBENSBEREICH ERZIEHUNG UND BILDUNG
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ERLÄUTERUNG

Im Rahmen der Jugendsozialarbeit wird die ,,Kommunale Schulsozialarbeit” bis 
zum Jahr 2025 an voraussichtlich allen weiterführenden Schulen in kommunaler
Trägerschaft etabliert. Die hier durchgeführten Einzelfallhilfen ergänzen - soweit 
dort vorhanden - die ,,Soziale Arbeit an Schulen” des Landes, die sich vor 
allem auf innerschulische Themen konzentriert.

MASSNAHME 6.2.4
BEREITS BEGONNEN

Ausbau und Erweiterung der kommunalen Schulsozialarbeit

UMSETZUNG
Im Rahmen mehrerer vom Rat der Stadt Braunschweig beschlossener Ausbaupläne
erfolgt die Ausstattung der Schulen bis 2025 stufenweise. Bis 2021 wurden bereits 
knapp 60 Prozent der weiterführenden Schulen versorgt.

ZEITRAUM/ENDE

VERANTWORTLICH
FÜR DIE UMSETZUNG

Fortlaufend

Fachbereich 51 Kinder, Jugend und Familie

ZUSÄTZLICHE 
KOSTENFAKTOREN

Kosten sind im Rahmen der Haushaltsmittel für entsprechende 
Maßnahmen enthalten

LEBENSBEREICH ERZIEHUNG UND BILDUNG



ERLÄUTERUNG Austausch über die Qualitätsentwicklung für die Institutionen durch einen festen
Personalstamm anstelle nicht qualifizierter, ständig begleitender Mitarbeitender.

MASSNAHME 6.2.5
NEU

Einrichtung eines Runden Tisches zum Thema Schulbegleitung 
unter besonderer Berücksichtigung des ,,Poolens”

UMSETZUNG

ZEITRAUM/ENDE

VERANTWORTLICH
FÜR DIE UMSETZUNG

WEITERE MÖGLICHE
BETEILIGTE

1. Kontaktaufnahme und Einladung der Akteure
2. Austausch und Verständigung über die weitere Vorgehensweise

Ab 2022

Träger der Schulbegleitung, Schulen, Fachbereich 40 Schule
Fachbereich 50 Soziales und Gesundheit

ZUSÄTZLICHE 
KOSTENFAKTOREN

Keine

Fachbereich 51 Kinder, Jugend und Familie 
Fachbereich 50 Soziales und Gesundheit - Eingliederungshilfe
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LEBENSBEREICH ERZIEHUNG UND BILDUNG



Ziel 6.3: Ausbau von niederschwelligen Beratungs-, Betreuungs- und
Bildungsangeboten

ERLÄUTERUNG

Die Stadt Braunschweig fördert den Ausbau und die Weiterentwicklung von
Kindertagesstätten zu Familienzentren. Die Familienzentren zeichnen sich durch ein
niederschwelliges und sozialraumorientiertes und deutlich über das Regelangebot 
von Kindertagesstätten hinausgehendes Angebotsspektrum für alle Kinder und 
Familien im Einzugsgebiet aus. Ziel ist es, den bundesweit etablierten und 
bildungswissenschaftlich anerkannten Early Excellence-Ansatz zur Förderung der 
sozialen Teilhabe sowie der Chancen- und Bildungsgerechtigkeit stadtweit allen 
Kindern und Familien zugänglich zu machen.

MASSNAHME 6.3.1
BEREITS BEGONNEN

Ausbau der Familienzentren und ,,Early Excellence”

UMSETZUNG

ZEITRAUM/ENDE

VERANTWORTLICH
FÜR DIE UMSETZUNG

WEITERE MÖGLICHE
BETEILIGTE

Der Ausbau der Familienzentren erfolgt auf Grundlage des vom Rat der Stadt
beschlossenen Konzeptrahmens für Familienzentren in Braunschweig und deren 
flächendeckendem Ausbau sowie der vom Jugendhilfeausschuss beschlossenen 
Kriterien für Familienzentren.

Fortlaufend

Fachbereich 51 Kinder, Jugend und Familie in Zusammenarbeit
mit den Trägern von Kindertagesstätten

ZUSÄTZLICHE 
KOSTENFAKTOREN

Die Kosten sind im Rahmen der Haushaltsmittel für entsprechende Maßnahmen 
berücksichtigt. Die Qualifizierung nach dem Early Excellence-Ansatz 
wird wesentlich durch den Beirat und das Netzwerk Kinderarmut sowie die 
Heinz-und-Heide-Dürr-Stiftung unterstützt.

Referat 0500 Sozialreferat, Beirat und Netzwerk Kinderarmut,
Heinz-und-Heide-Dürr-Stiftung, Stadtelternrat
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LEBENSBEREICH ERZIEHUNG UND BILDUNG



ERLÄUTERUNG

Für jedes neu zugezogene Kind, das in einer weiterführunden Schule angemeldet
werden soll, wird ,,SchuBS” angeboten. ,,SchuBS” informiert Erziehungsberechtigte
und Kinder über das Schulsystem und einzelne Schulformen. Es werden 
Einführungskurse über die Dauer von drei Monaten angeboten, um den Schulalltag
zu erlernen. In Zukunft können sich auch bildungsbenachteiligte Familien, die 
in Braunschweig leben, beim Übergang von der Grundschule auf weiterführende 
Schulen beraten lassen.

MASSNAHME 6.3.2
BEREITS BEGONNEN

Weiterführung des Projekts ,,SchuBS” - Schulbildungsberatung 
Braunschweig unter Ausweitung der Zielgruppe

ZEITRAUM/ENDE

VERANTWORTLICH
FÜR DIE UMSETZUNG

WEITERE MÖGLICHE
BETEILIGTE

Fortlaufend

Fachbereich 40 Schule - Bildungsbüro

ZUSÄTZLICHE 
KOSTENFAKTOREN

Keine

Volkshochschule, Fachbereich 51 Kinder, Jugend und Familie - Kompetenzagentur
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LEBENSBEREICH ERZIEHUNG UND BILDUNG
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Es wird Mitbestimmung und 
Beteiligung an politischen 

Prozessen sowie die damit in 
Zusammenhang stehende 

Förderung und ggf. erforderliche 
Assistenzleistung gewährleistet.

,,Ich bin dabei.”



bereich
und politisches



Globalziel 7: Es wird Mitbestimmung und Beteiligung an politischen
Prozessen sowie die damit in Zusammenhang stehende Förderung und
ggf. erforderliche Assistenzleistung gewährleistet.

Ziel 7.1: Für eine verständliche und bürgernahe Information und 
Kommunikation sorgen

ERLÄUTERUNG

ZEITRAUM/ENDE

VERANTWORTLICH
FÜR DIE UMSETZUNG

WEITERE MÖGLICHE
BETEILIGTE

In dieser Datenbank soll die Barrierefreiheit von städtischen Liegenschaften wie
Verwaltungsgebäuden, Volkshochschule, Theater, Wahllokalen und anderen
Einrichtungen gesammelt werden. Vorschläge und Ideen von Menschen mit 
unterschiedlichen Beeinträchtigungen sollen Berücksichtigung finden.

Bis Ende 2022

Behindertenbeirat Braunschweig e.V.

MASSNAHME 7.1.1
NEU

Fachbereich 10 Zentrale Dienste
Fachbereich 50 Soziales und Gesundheit - Inklusion

Prüfung der vorhandenen Informationen zu Wege- und Zugangs-
beschreibungen hinsichtlich ihrer Barrierefreiheit zu allen öffentlichen 
Gebäuden, um eine zentrale Datenbank zu erstellen

UMSETZUNG
1. Klärung, ob es digitale Programme für eine solche Datenbank gibt und welche
    Anwendungen andere Städte nutzen
2. Prüfung der Anforderungen für diese Datenbank für Braunschweig
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ERLÄUTERUNG

ZEITRAUM/ENDE

VERANTWORTLICH
FÜR DIE UMSETZUNG

WEITERE MÖGLICHE
BETEILIGTE

ZUSÄTZLICHE 
KOSTENFAKTOREN

Bürger*innen sollen online bei der Antragsstellung unterstützt werden, um diese zu
erleichtern und zu beschleunigen. Erste Formulare stehen schon zur Verfügung,
weitere werden sukzessive angepasst.

Keine

Fortlaufend

MASSNAHME 7.1.2
NEU

In Zusammenarbeit mit den entsprechenden Fachbereichen und Referaten

Einsatz eines Online-Antragsassistenten zur Unterstützung beim
Ausfüllen von Formularen und Anträgen

LEBENSBEREICH ÖFFENTLICHES UND POLITISCHES LEBEN

Fachbereich 10 Zentrale Dienste

,,Ich bin dabei.“

ZUSÄTZLICHE 
KOSTENFAKTOREN Für die Prüfung fallen keine Kosten an



ERLÄUTERUNG

ZEITRAUM/ENDE

VERANTWORTLICH
FÜR DIE UMSETZUNG

WEITERE MÖGLICHE
BETEILIGTE

In Kapitel R10 ,,Teilhabe und Vielfalt” im ISEK - Integriertes Stadt-Entwicklungs-
Konzept - wurde in der Maßnahme 7 ,,Verständlich kommunizieren” beschlossen,
ein durchgehendes Kommunikationskonzept für die öffentliche Verwaltung zu
entwickeln. Dazu gehört auch der Internetauftritt der Stadt Braunschweig
sowie die externe Kommunikation in Einfacher Sprache.

Ab sofort

Fachbereich 50 Soziales und Gesundheit - Inklusion
Behindertenbeirat Braunschweig e.V.

MASSNAHME 7.1.3
NEU

Referat 0130 Kommunikation

Zusammenarbeit mit der ISEK-Projektgruppe für die Erarbeitung eines 
Kommunikationskonzepts, um die Kommunikation mit den 
Bürger*innen verständlicher und einfacher zu gestalten

UMSETZUNG
1. Kontakt mit der ISEK-Projektgruppe aufnehmen und den aktuellen Stand
    der Konzept-Entwicklung abklären
2. Schritte der Zusammenarbeit entwickeln
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ERLÄUTERUNG

ZEITRAUM/ENDE

VERANTWORTLICH
FÜR DIE UMSETZUNG

ZUSÄTZLICHE 
KOSTENFAKTOREN

Erste technische Barrieren sind beim Internetauftritt der Stadt bereits entfernt und
Angebote, wie beispielsweise eine Vorlesefunktion, integriert worden. Die Seite soll
sukzessive technisch als auch inhaltlich barrierefrei weiterentwickelt werden, z.B.
auch mit Video-Untertitelung. Für die inhaltliche Barrierefreiheit wie Einfache 
Sprache, Alternativtexte etc. sollen die Mitarbeitenden sensibilisiert werden.
Detailliert soll dies in einem Kommunikationskonzept (siehe Maßnahmen 7.1.3)
festgehalten werden.

Die Kosten sind im Rahmen der Haushaltsmittel für entsprechende Maßnahmen
enthalten.

Fortlaufend

Fachbereich 10 Zentrale Dienste

MASSNAHME 7.1.4
NEU

Weiterer Ausbau der technischen barrierefreien Gestaltung des
Internetauftritts www.braunschweig.de

LEBENSBEREICH ÖFFENTLICHES UND POLITISCHES LEBEN

ZUSÄTZLICHE 
KOSTENFAKTOREN Keine



ERLÄUTERUNG

ZEITRAUM/ENDE

VERANTWORTLICH
FÜR DIE UMSETZUNG

WEITERE MÖGLICHE
BETEILIGTE

Zu diesen inklusiven Angeboten gehören z.B. die Einrichtung von Beacons sowie 
die Braille-Schrift bzw. die Verwendung einer erhabenen (,,pyramidalen”) Schrift
an den Info-Säulen.

Ab 2022

Behindertenbeirat Braunschweig e.V.
Fachbereich 50 Soziales und Gesundheit - Inklusion

MASSNAHME 7.1.5
NEU

Braunschweig Stadtmarketing GmbH

Prüfung einer Erweiterung der Info-Säulen in der Stadt um 
inklusive Angebote
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ERLÄUTERUNG

ZEITRAUM/ENDE

VERANTWORTLICH
FÜR DIE UMSETZUNG

ZUSÄTZLICHE 
KOSTENFAKTOREN

Dieses partizipative Angebot der Stadt soll erweitert und ausgebaut werden, um
betroffene und interessierte Braunschweiger*innen noch stärker an städtischen 
Themen und Diskussionen zu beteiligen. Die Fachbereiche der Stadtverwaltung 
sollen motiviert werden, dieses Instrument der Partizipation verstärkt einzusetzen.

Die Kosten sind im Rahmen der Haushaltsmittel für entsprechende Maßnahmen
enthalten.

Fortlaufend

Referat 0120 Stadtentwicklung, Statistik, Vorhabenplanung

MASSNAHME 7.2.1
BEREITS BEGONNEN

Verstärkter Ausbau der Beteiligungsmöglichkeiten durch die
Internetseite www.mitreden.braunschweig.de

Ziel 7.2: Beteiligung ermöglichen

WEITERE MÖGLICHE
BETEILIGTE

Fachbereich 10 Zentrale Dienste (Unterstützung bei der Umsetzung)
Fachbereiche und Referate der Stadtverwaltung

LEBENSBEREICH ÖFFENTLICHES UND POLITISCHES LEBEN

ZUSÄTZLICHE 
KOSTENFAKTOREN Für die Prüfung fallen keine Kosten an



ERLÄUTERUNG

ZEITRAUM/ENDE

VERANTWORTLICH
FÜR DIE UMSETZUNG

Die Maßnahme zur Verbesserung der Beteiligung von Braunschweiger*innen 
stammt aus dem ISEK - Integriertes Stadt-Entwicklungs-Konzept. 
Das Ziel ist u.a. Leitlinien für die Bürgerbeteiligung aufzustellen und Standards
zu entwickeln.

Bis Ende 2023: Erarbeitung der Leitlinien und Standards, anschließend Umsetzung 
und begleitene Evaluation

Referat 0120 Stadtentwicklung, Statistik, Vorhabenplanung

ZUSÄTZLICHE 
KOSTENFAKTOREN

Die Kosten sind im Rahmen der Haushaltsmittel für entsprechende Maßnahmen
enthalten

MASSNAHME 7.2.2
BEREITS BEGONNEN

Entwicklung eines Grundsatzkonzeptes zur Beteiligung von 
Einwohner*innen

ERLÄUTERUNG

ZEITRAUM/ENDE

VERANTWORTLICH
FÜR DIE UMSETZUNG

ZUSÄTZLICHE 
KOSTENFAKTOREN

Diese jährliche Konferenz findet statt, um mit den unterschiedlichen Gruppen und
Akteuren konkrete Handlungskonzepte für ein vielfältiges und tolerantes
Braunschweig zu entwickeln.

Finanzierung durch Bundesmittel

Die Demokratie-Konferenz findet jährlich statt und ist vorerst bis 2024 finanziert

Fachbereich 50 Soziales und Gesundheit - Büro für Migrationsfragen

MASSNAHME 7.2.3
BEREITS BEGONNEN

Durchführung der jährlichen Demokratie-Konferenz

WEITERE MÖGLICHE
BETEILIGTE

Externe Koordinierungsstelle “Demokratie leben”, (bei der Volkshochschule
Braunschweig angesiedelt.)

MOGICHE WEITERE
BETEILIGTE

Fachbereiche und Referate, die die Beteiligung von Einwohner*innen durchführen
Einwohner*innen, Ratspolitik

LEBENSBEREICH ÖFFENTLICHES UND POLITISCHES LEBEN
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VERANTWORTLICH
FÜR DIE UMSETZUNG Referat 0120 Stadtentwicklung, Statistik, Vorhabenplanung
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ERLÄUTERUNG

ZEITRAUM/ENDE

VERANTWORTLICH
FÜR DIE UMSETZUNG

ZUSÄTZLICHE 
KOSTENFAKTOREN

Neben den gesetzlichen Vorgaben sollen Voraussetzungen geschaffen werden, 
damit Braunschweiger*innen sich stärker beteiligen können, z.B. an Veranstal-
tungen für Braunschweiger*innen oder Ratssitzungen. Dies soll durch vorherige Ab-
frage der Bedürfnisse der Teilnehmenden ermöglicht werden, ob z.B. Assistenz, Ge-
bärden- oder Flüsterdolmetscher oder entsprechende Unterlagen benötigt werden.

Keine zusätzlichen Kosten für die Klärung

Ab 2022

Fachbereich 50 Soziales und Gesundheit - Inklusion

MASSNAHME 7.2.5
NEU

Klärung, wie mehr Barrierefreiheit bei städtischen Veranstaltungen 
möglich ist, sowie die Entwicklung passender Materialien für die
Veranstalter*innen

WEITERE MÖGLICHE
BETEILIGTE

Projektverantwortliche

ERLÄUTERUNG

ZEITRAUM/ENDE

Für jedes Projekt aus dem ISEK ist im Hinblick auf die Beteiligung dieser Qualitäts-
Check per Fragebogen durchzuführen und soll eine Orientierungshilfe bieten. Es 
handelt sich dabei um eine interne Handreichung zur Berücksichtigung von Gleich-
stellung und Inklusion sowie zur Vorbereitung und Durchführung von Beteiligung.

Fortlaufend

MASSNAHME 7.2.4
BEREITS BEGONNEN

Qualitäts-Check für die Projekte aus dem ISEK - Integriertes-Stadt-
Entwicklungs-Konzept - hinsichtlich der Umsetzung von Beteiligung

UMSETZUNG
1. Bestehende Checklisten für verschiedene Veranstaltungen prüfen
2. Bedarfe von Teilnehmenden klären
3. Abfrage für den Unterstützungsbedarf klären

WEITERE MÖGLICHE
BETEILIGTE Behindertenbeirat Braunchweig e.V.

LEBENSBEREICH ÖFFENTLICHES UND POLITISCHES LEBEN

ZUSÄTZLICHE 
KOSTENFAKTOREN Keine



ZUSÄTZLICHE 
KOSTENFAKTOREN Für die Prüfung fallen keine Kosten an

1. Kontaktaufnahme mit einzelnen Behinderten-Verbänden, Selbsthilfegruppen
    sowie Landesstellen, um die Bedarfe und bereits existierende Hilfsmittel 
    abzufragen
2. Prüfung der Bedarfe der Braunschweiger*innen und deren mögliche 
    Umsetzbarkeit (rechtliche und technische Aspekte)

ERLÄUTERUNG

VERANTWORTLICH
FÜR DIE UMSETZUNG

Um mehr Barrierefreiheit bei Kommunalwahlen zu schaffen, sollen die
Bedarfe und die Möglichkeiten geprüft werden und ob eine entsprechende 
Umsetzung realisierbar ist.

ZEITRAUM/ENDE 2022

Behindertenbeirat Braunschweig e.V.

MASSNAHME 7.2.6
NEU

Prüfung, welche Barrieren bei Kommunalwahlen existieren und wie 
gegebenenfalls mehr barrierefreie Beteiligung zu ermöglichen ist

UMSETZUNG
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LEBENSBEREICH ÖFFENTLICHES UND POLITISCHES LEBEN

WEITERE MÖGLICHE
BETEILIGTE

Referat 0120 Stadtentwicklung, Statistik, Vorhabenplanung



5 FRAGEN AN SONJA KEIENBURG
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Fachbereich Soziales und Gesundheit - Koordination Braunschweig inklusiv

Frau Keienburg, in der Jahresmitte 2019 haben Sie die 
Funktion der Koordinatorin für Inklusion übernommen. 
Wie haben Sie den Einstieg in den laufenden Prozess zur 
Erstellung des KAP Inklusion erlebt?

Ich habe es als große Herausforderung empfunden und 
empfinde es auch immer noch so. Der Anfang war von 
vielen organisatorischen Fragen und Einstiegsprozessen 
geprägt. Der Einstieg wurde mir durch Kolleg*innen und 
insbesondere der tatkräftigen Unterstützung des 
Behindertenbeirates erleichtert.

Können Sie kurz schildern, wie man sich die Erarbeitung eines KAP Inklusion vorstellen muss?

Hier ist es unerlässlich gewesen die Wünsche und Hinweise von Betroffenen zu kennen, aber auch die Strukturen und 
Rahmenbedingungen einer Verwaltung. Auf jeden Fall ist die Erarbeitung eines solchen Werkes von viel 
Aufklärungsarbeit und Kompromissen geprägt.

Wo lagen aus Ihrer Sicht die Herausforderungen?Eine große Herausforderung lag darin, dass ich die 1. Braunschweiger 
Inklusionskonferenz nur vom Papier her kannte. Das machte es anfänglich schwierig, aufgrund der danach 
stattgefundenen Workshops war ich jedoch schnell im Thema. Eine weitere große Herausforderung hat uns die 
Pandemie gestellt, aber auch dies konnten wir durch die Arbeit mit kleineren Gruppen auffangen.

Welche Wirkungen wünschen Sie sich für den KAP Inklusion?

Der Aktionsplan sollte nicht als eine lästige Aufgabe angesehen werden, sondern die bereits gelebte Inklusion 
erweitern und als selbstverständlich mitgedacht werden. Die im KAP aufgezeigten Maßnahmen zeigen, dass wir 
bereits auf einem guten Weg sind und viel machen.

Was ist Ihr persönliches Resümee zum Entstehungsprozess des KAP Inklusion?

In einem Wort ,,spannend“.

INTERVIEWS
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Ehrenvorsitzender des Behindertenbeirats Braunschweig e.V. 
Inklusionsbeauftragter

Was bedeutet aus Ihrer Sicht dieser KAP Inklusion für 
Braunschweig?

Wenn es gelingt, die Maßnahmen aus dem KAP innerhalb 
der Verwaltung und mit Unterstützung von externen 
Experten*innen umzusetzen, wird es eine Verbesserung 
der Lebensqualität für Menschen mit und ohne 
Behinderung in Braunschweig geben.

Und was bedeutet er für Sie persönlich?

Mit den genannten Zielen und Maßnahmen sowie den 
Forderungen der rechtsverbindlichen UN-
Behindertenrechtskonvention wird eine Grundlage 
geschaffen, Menschen aus einer gewissen Abhängigkeit 
herauszuholen - hin zu einem eigenständigen und 
selbstbewussten Leben.

Wie beurteilen Sie den Entstehungsprozess des KAP 
Inklusion?

Es war von Anfang an erkennbar, dass Politik und 
Verwaltung das Thema Inklusion unterstützen, sowohl bei 
der Auftaktveranstaltung zur Teilhabeplanung 
,,Braunschweig inklusiv“ 2013 als auch bei der ersten 
Braunschweiger Inklusionskonferenz 2019. 

Deutlich wurde aber auch, dass ich immer wieder darauf 
hinweisen musste, dass es sich beim KAP nicht um eine 
rein soziale Aufgabe handelt, sondern um eine 
Querschnittsaufgabe für die gesamte Verwaltung.

Was wünschen Sie sich für die Zukunft von Braunschweig?

Dass es gelingt, viele Unterstützer*innen und 
Partner*innen für das Ziel zu gewinnen, Braunschweig 
zukünftig zu einer inklusiven Stadt zu formen, in der 
Menschen mit und ohne Behinderung gleichberechtigt 
leben können.

Herr Kaiser, Sie haben nach dem Inkrafttreten der UN-
Behindertenrechtskonvention in Deutschland 2009 den 
Stein für den KAP Inklusion in Braunschweig ins Rollen 
gebracht. Es war ein langer Weg bis zur Fertigstellung 
und Veröffentlichung. Wie haben Sie diesen Weg erlebt?

Mir war von Anfang an klar, dass es die Aufgabe des 
Behindertenbeirates sein wird, die Forderung der UN-
Behindertenrechtskonvention in Verwaltung und Politik 
zu thematisieren und eine Umsetzung zu fordern. Dass es 
ein langer Weg werden würde, war mir auch klar. Dass es 
jedoch mehr als 10 Jahre bis zur Fertigstellung brauchte, 
hatte ich nicht geahnt. 

Für mich war immer wichtig - trotz aller Widrigkeiten wie 
z.B. des Todes des 1. Vorsitzenden des Behindertenbeirates 
Dr. Wiegel 2018, dem Wechsel der Ansprechpartner in der 
Verwaltung und der Corona-Pandemie - einen KAP zu 
erstellen, der den Querschnitt in allen Lebensbereichen 
aufzeigt.

5 FRAGEN AN HEINZ KAISER



AUSBLICK

Nun liegt der 1. Kommunale Aktionsplan Inklusion für die Stadt Braunschweig vor - ein weiterer entscheidender 
und wichtiger Schritt auf dem Weg zu einer inklusiven Stadtgesellschaft.

Er entstand unter der Federführung von Stadtverwaltung und dem Behindertenbeirat Braunschweig e.V., 
angeregt von den zahlreichen Ideen und Meinungen interessierter Braunschweiger*innen aus der 
1. Braunschweiger Inklusionskonferenz, den beiden Online-Beteiligungen und weiteren Akteuren der 
Braunschweiger Stadtgesellschaft.

Vom Rat der Stadt beschlossen, gilt er nun als klarer Handlungsauftrag an die Verwaltung und ist für diese als 
Querschnittsaufgabe zu verstehen, denn Inklusion muss über Fachbereiche hinausgedacht werden und braucht 
vernetztes Denken und Handeln.  

Die zahlreichen bereits begonnenen Maßnahmen im KAP Inklusion zeigen, wie viel schon in den letzten Jahren 
initiiert und geleistet wurde. Sie werden entsprechend weitergeführt oder auch erweitert. Darüber hinaus gilt 
es nun, die neuen Ziele ins Auge zu fassen und die weiteren beschlossenen Maßnahmen sukzessive umzusetzen. 
Einige der Maßnahmen sind zunächst vertiefte Prüfverfahren, um die tatsächlichen Bedürfnisse der 
Braunschweiger*innen genau abzuklären für die Gestaltung und Formulierung zukünftiger Maßnahmen. Ebenso 
sollen Formate wie Runde Tische oder Informationstage erarbeiten, wie die verschiedenen Lebensbereiche in 
unterschiedlichen Stadtteilen und Lebensräumen Braunschweigs inklusiver und attraktiver für alle werden.   

In diesem Sinne auf ein gelingendes und inklusives Miteinander in unserer schönen Löwenstadt Braunschweig!

DANKSAGUNG
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Herzlichen Dank an all diejenigen, die die Entstehung des Aktionsplanes mit Ihrer Teilnahme an der 1. Braunschweiger 
Inklusionskonferenz, den vielen Workshops und den Online-Bürgerbeteiligungen oder durch andere Teilnahmen 
unterstützt haben.

Dieser Aktionsplan konnte nur durch und mit den vielen Expert*innen in eigener Sache, mit der Unterstützung der 
Braunschweiger Stadtgesellschaft, mit verschiedenen Institutionen, diversen Netzwerken und der Verwaltung realisiert 
werden. Daher einen großen Dank an alle, die uns Anregungen und Beiträge geliefert haben und uns dabei geholfen 
haben, diesem Dokument die richtige Form und Richtung zu geben.

Trotz der pandemischen Herausforderungen haben alle Unterstützer*innen mit Geduld und viel Herzblut weiter an 
dem Ziel, den ersten Braunschweiger Aktionsplan Inklusion auf den Weg zu bringen, gemeinsam gearbeitet.

Der Aktionsplan zeigt einen bunten Blumenstrauß von kleinen und großen Maßnahmen, dabei sind insbesondere 
auch die kleinen Maßnahmen ein richtiger und wichtiger Schritt auf dem Weg der Verstetigung der Inklusion.

Ein Dank auch an das Land Niedersachsen, das die Entwicklung und Ausgestaltung des Kommunalen Aktionsplans 
mit Fördergeldern unterstützt hat.
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VERWALTUNGSSTRUKTUR 
DER STADT BRAUNSCHWEIG

Oberbürger-
meister

OB Dr. Kornblum
Allgemeiner Vertreter
EStR Geiger

Dezernat I
Dezernat des
Oberbürgermeisters

Dr. Kornblum

Dezernat II
Personal-, Organisations-,
Digitalisierungs und
Ordnungsdezernat

Dr. Pollmann 

Vertreter: 
Städt. Ltd. Dir. Sack

Dezernat III
Stadtplanungs-, 
Verkehrs-, Tiefbau- und
Baudezernat

StBR Leuer

Vertreter: 
Dipl.-Ing. Hornung

Dezernat IV
Kultur- und
Wissenschaftsdezernat

Dezernentin Dr. Hesse

Vertreter: 
Städt. Dir. Dr. Malorny

0100
Büro des
Oberbürgermeisters

Referat 0130
Kommunikation

Referat 0103
Bezirks-
geschäftsstellen

Referat 0120
Stadtentwicklung, 
Statistik, 
Vorhabenplanung

Referat 0300
Rechtsreferat

Referat 0150
Gleichstellungs-
referat

Fachbereich 01
Dezernatsplanung, 
Recht und
Stadtbezirksräte

(1)

Fachbereich 10
Zentrale Dienste

Fachbereich 32
Bürgerservice,
Öffentliche 
Sicherheit

Referat 0140
Rechnungs-
prüfungsamt

Stabsstelle 0110
Digitalisierung
Smart-City

Fachbereich 60
Bauordnung und 
zentrale Vergabe-
stelle

Fachbereich 61
Stadtplanung und
Geoinformation

Fachbereich 66
Tiefbau und
Verkehr

Referat 0600
Baureferat

Referat 0610
Stadtbild und
Denkmalpflege

Fachbereich 41
Kultur und
Wissenschaft

Referat 0412
Stadtbibliothek

Referat 0413
Städtisches 
Museum

Referat 0414
Stadtarchiv

(1) Aufgabenbereich Wahlen = Dezernat VII

(2) Städtische Gesellschaften; auf Grund der Personalunion
     des Wirtschaftsdezernenten mit der Geschäftsführerfunktion nachrichtlich aufgeführt.

Referat 0660
Stadtent-
wässerung
und Abfall-
wirtschaft



85

Dezernat V
Sozial-, Schul-,
Gesundheits- und 
Jugenddezernat

StR´in Dr. Arbogast

Vertreter: 
Dipl.-Päd. Albinus

Dezernat VI
Wirtschaftsdezernat

Dezernent Leppa

Vertreter: 
EStR Geiger

Dezernat VII
Finanz- und
Feuerwehrdezernat

EStR Geiger
- Gemeindewahlleiter -

Vertreter: 
Städt. Ltd. Dir. Schlimme

Dezernat VIII
Umwelt-, Stadtgrün-,
Sport- und Hochbau-
dezernat

StR Herlitschke

Vertreter: 
Gewerbedirektor Gekeler

Fachbereich 40
Schule

Fachbereich 50
Soziales und
Gesundheit

Fachbereich 51
Kinder, Jugend 
und Familie

Referat 0500
Sozialreferat

Braunschweig
Zukunft GmbH

Braunschweig
Stadtmarketing 
GmbH

Stabsstelle 0800
Wirtschaftsdezernat

(2)

(2)

Fachbereich 20
Finanzen

Fachbereich 37
Feuerwehr

Fachbereich 65
Gebäude-
management

Fachbereich 67
Stadtgrün und 
Sport

Fachbereich 68
Umwelt

Referat 0670
Sportreferat

Referat 0617
Stadtgrün-Planung
und Bau

Referat 0650
Hochbau

Stand April 2022
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RECHTLICHE GRUNDLAGEN
DER KAP INKLUSION BAUT AUF DIESEN GESETZEN AUF

Standardsprache

Grundgesetz (GG, 1949)
Das deutsche Grundgesetz besagt in Artikel 3. Absatz 3 
Satz 2 „Niemand darf wegen seiner Behinderung 
benachteiligt werden.“

Sozialgesetzbuch IX (SGB IX, 2001)
Das SGB IX regelt die Leistungen zur Rehabilitation und 
Teilhabe für Behinderte und von Behinderung bedrohte 
Menschen, um ihre Selbstbestimmung und 
gleichberechtigte Teilhabe am Leben in der Gesellschaft 
zu fördern, Benachteiligungen zu vermeiden oder ihnen 
entgegenzuwirken.

Behindertengleichstellungsgesetz
(BGG, 2002)
Die Hauptaussagen sind das Benachteiligungsverbot und 
die Pflicht zur Barrierefreiheit für alle Träger öffentlicher 
Gewalt, die der Bundesverwaltung unterstellt sind.

§ 1 „Ziel dieses Gesetzes ist es, die Benachteiligung von 
Menschen mit Behinderungen zu beseitigen und zu 
verhindern sowie die gleichberechtigte Teilhabe von 
behinderten Menschen am Leben in der Gesellschaft zu 
gewährleisten und ihnen eine selbstbestimmte 
Lebensführung zu ermöglichen. Dabei wird ihren 
Bedürfnissen Rechnung getragen.

UN-Behindertenrechtskonvention 
(UN-BRK, 2006)
2009 unterzeichnete auch Deutschland die Konvention 
der Vereinten Nationen. Seitdem sind alle staatlichen 
Ebenen in Deutschland verpflichtet, alle notwendigen 
Maßnahmen zu ergreifen, um Barrieren und 
Behinderungen zu vermeiden und abzubauen und allen 
Menschen selbstbestimmte Teilhabe zu gewährleisten.

Allgemeines Gleichbehandlungsgesetz 
(AGG, 2006)
§ 1: „Ziel des Gesetzes ist es, Benachteiligungen aus 
Gründen der Rasse oder ethnischen Herkunft, des 
Geschlechts, der Religion oder Weltanschauung, einer 
Behinderung oder des Alters oder der sexuellen Identität 
zu verhindern oder zu beseitigen

Einfache Sprache

Grundgesetz (GG, 1949)
Das Grundgesetz ist das wichtigste deutsche Gesetzbuch. 
Darin steht: Niemand darf Nachteile haben wegen einer 
Behinderung.

Sozialgesetzbuch IX (SGB IX, 2001)
Im Sozialgesetzbuch 9 steht, welche finanzielle 
Unterstützung der Staat leistet, damit Menschen mit einer 
Behinderung keine Nachteile haben.

Sie sollen selbstbestimmt leben, am Leben teilhaben und 
ihre Gesundheit verbessern können.

Behindertengleichstellungsgesetz 
(BGG, 2002)
Das Gesetz soll Menschen mit einer Behinderung 
gleichstellen. Das bedeutet, sie sollen keine 
Benachteiligungen erleben.

Sie sollen selbstbestimmt leben und wie alle Menschen 
am Leben teilhaben.

Dabei wird auf ihre besonderen Bedürfnisse beachtet.

Das Gesetz fordert auch, dass alle öffentlichen staatlichen 
Gebäude barrierefrei sind.

UN-Behindertenrechtskonvention 
(UN-BRK, 2006)
Die Behinderten-Rechts-Konvention ist ein internationales 
Abkommen, dem auch Deutschland zugestimmt hat.

Seitdem muss Deutschland in allen staatlichen Bereichen 
Barrieren abbauen und Behinderungen vermeiden.

Das Ziel ist, dass alle Menschen selbstbestimmt leben und 
gleichberechtigt an allem teilhaben können.

Allgemeines Gleichbehandlungsgesetz
(AGG, 2006)
Jeder Mensch in Deutschland soll gleichbehandelt werden.

Egal woher jemand kommt, welches Geschlecht jemand 
hat, an welche Religion jemand glaubt, ob jemand 
behindert ist oder welches Alter jemand hat.
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Standardsprache

Niedersächsisches 
Behindertengleichstellungsgesetz 
(NBGG, 2008)
§ 1: „Ziel des Gesetzes ist es, Benachteiligungen von 
Menschen mit Behinderungen zu beseitigen und zu 
verhindern sowie die gleichberechtigte Teilhabe von 
Menschen mit Behinderungen am Leben in der 
Gesellschaft zu gewährleisten und ihnen eine 
selbstbestimmte Lebensführung zu ermöglichen.

Bundesteilhabegesetz (BTHG, 2016)
Mit diesem Gesetz soll die Eingliederungshilfe aus der 
Sozialhilfe herausgeführt und in das neu gefasste SGB 
IX integriert werden. Es soll mehr individuelle 
Selbstbestimmung durch ein modernes Teilhaberecht 
und die dafür notwendigen Unterstützungsleistungen 
ermöglichen.

Einfache Sprache

Niedersächsisches 
Behindertengleichstellungsgesetz 
(NBGG, 2008)
Das Gesetz soll wie das Allgemeine 
Gleichbehandlungsgesetz (AGG) ebenfalls alle 
Menschen gleichstellen.

Es geht noch stärker auf die Bedürfnisse der Menschen 
in Niedersachsen ein.

Bundesteilhabegesetz (BTHG, 2016)
Das Gesetz beschreibt die staatlichen Hilfen, um 
Menschen noch besser einzugliedern.

Dabei wird die persönliche Situation der einzelnen 
Menschen noch besser berücksichtigt. Es wird beachtet, 
was sie zur Teilhabe brauchen.

 ANHANG
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